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Wikileaks – Unheil für die Diplomatie?
Öffentliche Diplomatie und der Verzicht auf Vertraulichkeit sind kein Rezept für die Wahrung der Interessen eines Landes. Von Carlo Jagmetti

Dank Wikileaks sind in den letzten
Tagen Berichte von Diplomaten, Mili-
tärs und andern Nachrichten-Beschaf-
fern der USA publik geworden. In der
«International Herald Tribune»
(«IHT») vom 29. November 2010 kann
man dazu Interessantes und auch er-
staunlich Dummes lesen. Wenn Ange-
hörige amerikanischer Dienste gemäss
«IHT» etwa schreiben, Belgien könnte
sich innerhalb Europas eine besonders
gute Reputation schaffen, wenn es
Guantánamo-Häftlinge aufnehme, so
gehört dies wohl eher zur zweiten Kate-
gorie. Wenn es aber um strategische
Fragen und Entwicklungen betreffend
Massenvernichtungswaffen und nuklea-
re Einrichtungen geht, können entspre-
chende Berichte wirklich von existen-
zieller Bedeutung sein.

Im öffentlichen Interesse?
Zwischen wenig wichtig und essenziell
gibt es alle Varianten. Diesem Umstand
wird routinemässig Rechnung getragen
mit der Klassifizierung. Bei uns geht
dies von nicht klassifiziert über vertrau-
lich bis geheim oder gar streng geheim.
Die meisten Staaten brauchen ein ähn-
liches Vokabular. Für wesentliche
Nachrichten betreffend die Sicherheit
des Landes gilt meist die höchste Stufe
(top secret, secret défense). Ist ein
Dokument so klassifiziert, dann ist man
natürlich besonders darauf erpicht, in
die Geheimsphäre einzudringen und
wenn immer möglich etwas Ungeheuer-
liches aufzudecken. Die Medien, die
derartige Nachrichten übernehmen,
wollen selbstverständlich die Quelle
schützen, auch wenn diese klar krimi-
nell handelt. Zur Rechtfertigung wird
regelmässig ein sogenanntes öffentli-

ches Interesse vorgeschützt. Die Debat-
te darüber, ob und allenfalls welches
öffentliche Interesse an der Offen-
legung klassifizierter Dokumente be-
steht, wurde in letzter Zeit bis in die
obersten gerichtlichen Instanzen getra-
gen. Schliesslich geht es um eine Ermes-
sensfrage und vor allem um ein politi-
sches Problem.

Einmal abgesehen vom Sensations-
hunger der Medien und der Öffentlich-
keit ist festzuhalten, dass die von einem
Staat mit der Nachrichtenbeschaffung
im Ausland beauftragten Personen –
Diplomaten, Militärpersonen, Agenten
– ihre Tätigkeit im Auftrag und im
Interesse ihres Heimatstaates ausüben.
Dieser braucht solche Informationen
zur Beurteilung der Lage und zur Fest-
legung seiner Politik. Diesem Apparat
kommt eine andere Rolle zu als den
Medien, die Informationen und Be-
urteilungen für die Öffentlichkeit lie-
fern. Der Diplomat sieht viele Dinge an
seinem Standort im Ausland mitunter
ganz anders als dieDaheimgebliebenen,
und seine Aufgabe besteht eben gerade
darin, diese Optik zu vermitteln, ent-
sprechende Nachrichten zu übermitteln
und Beurteilungen zu liefern. Ziel-
personen für einen solchen Informa-
tionsfluss sind die eigene Regierung und
ein enger Kreis der Verwaltung, nicht
die Öffentlichkeit. Der Diplomat im
Ausland muss sich auf Informanten ab-
stützen, wobei offizielle Gespräche mit
Vertretern des Gastlandes im Vorder-
grund stehen. Dies muss aber unbedingt
ergänzt werden durch Kontakte mit
Wirtschaft, Kultur, Zivilgesellschaft und
ja – besonders in Ländern mit undemo-
kratischen Regimen – mit der Opposi-
tion. In allen Fällen gilt der absolute
Quellenschutz. Wenn eine Quelle pu-

blik wird, versiegt sie sofort; der auslän-
dische Diplomat wird informationsmäs-
sig kaltgestellt, im schlimmsten Fall wird
er zur Persona non grata.

Deutliche Sprache angebracht
Der Diplomat tritt in seinem Gastland
wohl öffentlich auf, repräsentiert, hält
Vorträge, nimmt an Diskussionen teil.
Diese Funktionen sind öffentlich. Die
Ergebnisse seiner viel wesentlicheren
Tätigkeit der Information und der Be-
urteilung bleiben aber der heimatlichen
Regierung vorbehalten. Diese kann ver-
öffentlichen, was ihr beliebt, wird aber
in der Regel grösste Zurückhaltung
üben, will sie nicht ihren Emissär selbst
«abschiessen» und alle Kanäle verstop-
fen. Auch darf nicht unterschätzt wer-
den, wie der Informationsfluss der
andern Staaten läuft. Wie man ja bei
Wikileaks und in einigen Zeitungen
jetzt nachlesen kann, wird nahtlos be-
richtet und dabei oft eine deutliche
Sprache gepflegt. Die Amerikaner sind
gewiss nicht die Einzigen, die sich bei
der Berichterstattung im Klartext üben.
Die Ausdrucksweise muss auf die Ziel-
personen ausgerichtet sein. Wenn der
Beobachter im Ausland feststellt, dass
die Zentrale die Weichen nicht stellt,
kann er resigniert im gleichen Stil und
ohne heimatliches Echo weiter berich-
ten, oder aber er nimmt seine Aufgabe
ernst und bemüht sich mit einer gestei-
gerten Tonart darum, von seiner Regie-
rung gelesen und gehört zu werden.

Es ist klar zu unterscheiden zwischen
dem geschliffenen Auftritt des Diplo-
maten imAusland und der direkten und
eindeutigen Sprache gegenüber der
Zentrale. Unangenehmes zu berichten,
bringt Risiken mit sich, da die Classe

politique überall auf der Welt in erster
Linie Innenpolitik betreibt, gerne die
eigene Meinung bestätigt findet, abwei-
chenden Ansichten gegenüber wenig
tolerant ist und die Überbringer
schlechter Nachrichten nicht unbedingt
schätzt. Der frühere General und
Staatssekretär Colin Powell äusserte die
Ansicht, es sei grundsätzlich davon aus-
zugehen, dass die Leute an der Front die
Lage richtig beurteilten und die Zen-
trale bei ihrer eigenen Beurteilung zu-
nächst davon auszugehen hätte. Dieses
Rezept ist zu beachten, wenn die Zen-
trale nicht an den internationalen Reali-
täten vorbeipolitisieren will.

Auf einem andern Blatt steht das
Problem der Indiskretion und von deren

Verwendung durch die Medien. Was
jetzt durch Wikileaks, deren Quelle und
die Medien in Szene gesetzt wird, ist
wohl die monumentalste Indiskretion in
der Geschichte der Diplomatie. Die Fol-
gen dieser Operation sind einstweilen
noch nicht abzusehen. Kritische Por-
träts politischer Persönlichkeiten wer-
den wohl einigen Ärger verursachen,
aber kaum langfristige Konsequenzen
haben. Dokumente mit brisantem In-
halt könnten aber eventuell zum Über-
denken oder gar zu einer Neuorientie-
rung gewisser Politiken führen und dem
Antiamerikanismus Vorschub leisten.

Wird es zu neuen Techniken und Ge-
pflogenheiten in der diplomatischen Tä-
tigkeit kommen? Im Laufe der letzten
Jahrzehnte hat sich bereits vieles verän-
dert. Vom diplomatischen Kurier ist
man über den chiffrierten Telex, den
chiffrierten Funk und den chiffrierten
Fax jetzt eben bei den modernen Netz-
werken angelangt, welche eine unmit-
telbare Kommunikation gestatten. Die
neuen Mittel sind aber – wie die Aktua-
lität zeigt – höchst verletzlich, wie das
Telefon, das man ja nur für nicht klassi-
fizierten Stoff verwenden sollte. Letzt-
lich wird man um geschriebene Texte
auch in Zukunft nicht herumkommen,
denn ohne Akten gibt es keine Konti-
nuität. Der Schutz der Geheimsphäre
wird mit neuen Mitteln gewährleistet
werden müssen. Und wer glaubt, es
brauche keine Geheimsphäre und es
müsse alles öffentlich sein, der verkennt
die Technik und die Bedeutung des ver-
traulichen internationalen Verhandelns.
Die Forderung nach sogenannter öf-
fentlicher Diplomatie und der damit
einhergehende Verlust der Vertraulich-
keit liefern kein Rezept für dieWahrung
der Interessen eines Landes.

Informationen zur Schweiz nur tröpfchenweise
Zwei Depeschen zur Libyen-Krise durchgesickert – Vorsichtsmassnahmen im EDA

Die bisher zur Schweiz publik
gemachten Depeschen aus der
amerikanischen Diplomatie
haben kaum Relevantes an den
Tag befördert. Da die Publika-
tionspraxis intransparent ist,
weiss niemand, wie viel brisantes
Material es überhaupt gibt.

Michael Schoenenberger,
Simon Gemperli

Die Enthüllungs-Plattform Wikileaks
will totale Transparenz schaffen. Doch
zurzeit steht sie für das genaue Gegen-
teil. Intransparent gestalten sich sowohl
die Kriterien, wie das diplomatische
Material ausgewählt und gewichtet wor-
den ist, als auch das Datum und die Art
der Veröffentlichung. Die insgesamt 509
Dokumente, welche die Schweiz betref-
fen, sind bisher vonWikileaks nicht ver-
öffentlicht worden. Der NZZ wurden
nun ungefragt zwei als «geheim» dekla-
rierte Depeschen zugespielt. Die Doku-
mente stammen von der amerikani-
schen Botschaft in Bern und behandeln
die Libyen-Krise.

Saif Ghadhafi wollte kein Asyl
Die erste Depesche datiert vom
11. März 2009 und berichtet, wie Bot-
schafter Jacques Pitteloud die Amerika-
ner darüber informierte, die Libyer hät-
ten das Eidgenössische Departement
für auswärtige Angelegenheiten (EDA)
zweimal glauben lassen, die Lösung der
Krise stehe unmittelbar bevor – nur um
dann das Gegenteil zu beweisen. Im
gleichen Dokument dementiert Pitte-
loud, dass Saif al-Ghadhafi, der zweit-
älteste Sohn des libyschenMachthabers,
in der Schweiz um Asyl nachgesucht

hat. Die zweite Depesche datiert vom
24. November 2009. Hier ist nachzu-
lesen, dass sich die Schweizer Regierung
entschieden habe, gegenüber Libyen
mehr Druck aufzusetzen, um die beiden
Geiseln freizubekommen.

Das freilich sind kaum relevante
Neuigkeiten. Gleiches gilt für die bisher
von Radio Basel publik gemachten
Depeschen. So meldet der Lokalsen-

der, dass im Jahr 2006 ein FBI-Agent in
der Schweiz tätig war, was aber nichts
Unübliches ist. Das Bundesamt für
Polizei weist darauf hin, dass die Zu-
sammenarbeit im Rahmen des 2006 mit
den USA ausgehandelten «Operative
Working Agreement» erfolgte. Der
Schweizer Nachrichtendienst DAP, so
steht in einem weiteren Dokument der
US-Botschaft, habe sich gegenüber den

amerikanischen Behörden unkoopera-
tiv verhalten.

Welchen Schaden den Medien zuge-
spielte Dokumente in der Diplomatie
anrichten können, weiss man im EDA
nicht erst seit den Enthüllungen von
Wikileaks. Der Eklat ereignete sich
1997, als die «Sonntags-Zeitung» eine
Lageanalyse des Schweizer Vertreters in
den USA zur Schlagzeile «Botschafter

Jagmetti beleidigt die Juden» verzerrte.
Seither sind kaum mehr brisante diplo-
matische Dokumente an die Öffentlich-
keit gelangt, schon gar nicht massen-
weise. Die Schweiz unterhalte keine
solch grossen Datenbanken mit diplo-
matischer Korrespondenz wie die USA,
sagt EDA-Sprecher Adrian Sollberger.
Die «Schwachstelle Mensch» versuche
man mit organisatorischen Massnah-
men zu minimieren. In digitaler Form
würden nur offene oder niedrig qualifi-
zierte Dokumente aufbewahrt, geheime
hingegen nur auf Papier. E-Mails wer-
den auch intern verschlüsselt, vertrau-
liche Ferngespräche über speziell ge-
schützte Kommunikationsmittel.

Könnte es auch in der Schweiz pas-
sieren, dass diplomatische Dokumente
wie angeblich in den USA via Nachrich-
tendienste nach aussen gelangen? Laut
Sollberger hat der Nachrichtendienst
des Bundes potenziell Zugriff auf die
diplomatische Korrespondenz: «Der In-
formationsaustausch zwischen den
Bundesstellen findet dann statt, wenn
dies zur Ausübung des Auftrags der be-
troffenen Bundesstellen nötig ist.»

Die Gefahr eines schweizerischen
«Cablegate» bleibt aber. Etwas gemin-
dert wird sie durch den Umstand, dass
sich die Verfasser von Aktennotizen im
EDA spätestens seit dem Rücktritt Jag-
mettis freiwillig einer inneren Zensur
unterwerfen. Dass diplomatische Do-
kumente den Weg vom Bundesarchiv
zu Wikileaks oder den Medien finden,
hält der Direktor der Forschungsgrup-
pe Diplomatische Dokumente der
Schweiz (DDS), Sacha Zala, für prak-
tisch ausgeschlossen. Wenn es ein Leck
gebe, dann in den 5 bis 10 Jahren, wäh-
rend deren ein Dokument noch im
EDA aufbewahrt sei. Freigegeben wer-
de es nach 30 Jahren.
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LEIDVOLLE ERFAHRUNG

lzb. ! Carlo Jagmetti, der Autor des
nebenstehenden Artikels, weiss aus ei-
gener Erfahrung, was es bedeutet, wenn
diplomatische Depeschen via Indiskre-
tion an die Öffentlichkeit geraten. 1997
reichte er als Schweizer Botschafter in
denUSA seine Demission ein, nachdem
die «Sonntags-Zeitung» ein internes Pa-
pier Jagmettis bruchstückhaft publiziert
hatte. Darin hatte der Botschafter auf
dem Höhepunkt der Kontroverse um
die nachrichtenlosen Vermögen zur da-
maligen Kampagne gegen die Schweiz
Stellung bezogen und eine unge-
schminkte Lagebeurteilung zuhanden
der Landesregierung vorgelegt. Jagmet-
ti wollte mit seiner Stellungnahme den
Bundesrat aus seiner Lethargie wecken.
Durch die aus dem Zusammenhang ge-
rissene Publikation einzelner Formulie-
rungen wurde Jagmetti fälschlicherwei-
se des Antisemitismus bezichtigt.

Oberst Ghadhafi, Bundesrätin Calmy-Rey: Auch der US-Botschafter in Bern beschäftigte sich mit ihrem Disput. SABRI ELMHEDWI / EPA


